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Gemeinde Allschwil 

Quartierplanung "Schlappenmatten" 

REGLEMENT 
Die Einwohnergemeinde Allschwil erlässt gestützt au~ §4 des Baugesetzes 
vom 15.Juni 1967 ~ür das Gebiet "Schlappenmatten" Quartierplan-Vorschri~-
ten' bestehend aus Quartierplan und Reglement. -

A.Reglement 
1.Geltungsbereich 

1.1. Die Quartierplan-Vorschri~ten ~inden Anwendung innerhalb des 
Quartierplan-Perimeters. 

1.2. Die Vorschri~ten sind verbindlich ~ür: 
Strassenlinien 

- Lage und Grösse und Gestaltung der Bauten 
- Art und Mass der Nutzung der einzelnen Bauten 
- Gestaltung der Frei~lächen 

Daneben legen sie ~est, unter welchen Voraussetzungen die Quar­
tierplanvorschri~ten vom Regierungsrat genehmigt werden können 
und enthalten Bestimmungen ~ür die Realisierung der Quartier _ 
planung 

2. Strassenlinien 
2.1. Die im Quartierplan enthaltenen Strassenlinien sind verbindlich. 

,. Lage. Grösse und Gestaltung der Bauten 

',1. Lage und Grösse der Bauten (Grund~lächen, Geschosszahl) sowie 
Lage und Zahl der P~lichtparkplätze gemäss Quartierplan sind 
verbindlich. Die Erstellung weiterer Bauten ist nicht zulässig. 

,,2. Gering~ügige Abweichungen bezüglich der Baukörper sind soweit 
möglich, als sie im Rahmen der Ueberbauung nicht au~~allen. Sie 
bedür~en der Zustimmung des Gemeinderates und der Baudirektion. 

",. Die Mehr~amilienhäuser A+E sind in ihrer äusseren Erscheinung 
architektonisch und materialmässig einheitlich zu gestalten, mit 
der anstossenden Gesamtüberbauung in Uebereinstimmung zu bringen 
und mit Flachdächern zu versehen. 

,.4, Die Einstellhalle is~ zu überdecken und zu humusieren. 

'.5, Die Gestaltungsvorschri~ten gelten auch ~r spätere Umbauten und 
Renovationen. 

,.6, Dem Gemeinderat steht bezüglich der Gestaltung der Bauten ein 
verbindliches Mitspracherecht zu. 

'.7. Die Sockelgeschosshöhe dar~ max.2.00 m; die Höhe der einzelnen 
Vollgeschosse max. 2.70 m betragen. Gemessen wird ab tie~stem 
Punkt des anstossenden gewaohsenen Terrains. 
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4. Gestaltung der Zu~ahrten zu den Abstellplätzen 

4.1. Die Ein- und Aus~ahrt dieser Anlagen sind übersichtlich 
und verkehrssicher anzulegen. 

4.2. Die Rampe der Einstellhalle K ist so zu gestalten, dass rar 
die umliegenden Wohnbauten keine unzumutbaren Belästigungen 
durch Lärm und Geruch entstehen. 

5. Art und Mass der Nutzung 

5.1. Die Baukörper A+E sind als Wohnbauten im Sinne der Wohnzonen 
zu erstellen. 

5.2. Für das Mass der Nutzung sind die im Plan eingetragenen Flächen 
N massgebend. 

5.'. Zur Nutz~läche werden gezählt: Alle Geschossflächen inkl. Um­
~assungsmauern. Innenwände, Treppenhäuser, Li~t- und Leitungs­
schächte. 

5.4. Die unterirdische Einstellhalle darf ihrem Zweck nicht ent~ 
fremdet werden. 

Nicht zur Nutzfläche zählen: 

- unterirdische Garagen 
- Wohnbalkon 
- allgemein benützbare Mieterräumlichkeiten, wie Waschküche~, 

Trocken- und Einstellräume 
- Kellergeschosse, soweit sie nicht gewerblicher Nutzung dienen. 

Eingangshallen (ohne Treppenanlagen) 
- pro Wohnung ein Abstellraum von max. 5m2 Grundflächen ohne 

natürliche Belichtung. 

6. Gestaltung der Frei~lächen 

6.1. Die Bepflanzung der Frei~lächen ist aufeinander abzustimmen. 

6.2. Die Frei~lächen der Mehrfamilienhäuser dür~en nicht mit Hecken 
oder Mauern umgeben werden. 

6.,. Die Aus~ührung der privaten Weg- und Platzanlagen hat grund­
sätzlich nach Quartierplan zu erfolgen. Die Gestaltung dieser 
Wege und Platzanlagen sowie die Beleuchtung haben nach einheit­
lichem Projekt in Uebereinstimmung mit der anstossenden Gesamt­
üb erbauung zu erfolgen. 

6.4. Privatwege mit Zubringer~unktion (Kehricht), Möbel- und Kranken­
transport, Feue~iehr usw. sind mit entsprechendem Unterbau zu 
versehen. 

6.5. Spätere Veränderungen am privaten Wegnetz können nur mit Zu­
stimmung von Gemeinderat und Baudirektion vorgenommen werden. 
Die Einheitlichkeit der Wegbeläge und der Beleuchtung muss da­
bei jedoch erhalten bleiben. 
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6.6. Pro 100 m2 Wohnnutz~läche sind mindestens 5 m2 Frei~läche als 
Kinderspielplatz zu gestalten. 

6.7. Dem Gemeinderat steht bei der Gestaltung der Frei~lächen ein 
verbindliches Mitspracherecht zu. 

7. Voraussetzung ~ür die Genehmigung. 

7.1. Die Genehmigung der Quartierp1anvorschri~ten durch den Regie­
rungsrat kann erst er~olgen wenn: 

- der Quartierp1anvertrag ö~~ent1ich verurkundet und von den 
beteiligten Grundeigentümer unterzeichnet ist. 

8. Realisierung der Quartierplan-Ueberbauung 

8.1. Bei etappenweiser Realisierung der Quartierplan-Ueberbauung 
sind Nebenanlagen wie ober- und unterirdische Autoabstellplätze, 
private Wege und Plätze, Frei~lächen, Kinderspielplätze usw. ent­
sprechend der Grösse des Jeweiligen Bauvolumens mit zu erstellen. 

8.2. Ist die teilweise Erstellung einer Nebenanlage aus technischen 
Gründen nicht möglich oder aus ~inanziellen Gründen noch nicht 
zumutbar, so kann die Baudirektion a~ Antrag des Gemeinderates 
provisorische Anlagen bewilligen. 

8.3. Die spätere Parzel1ierung der neu zugeteilten Grundstücke ist 
gestattet, wenn die Ve~~irk1ichung und der Bestand der Quartier­
planung dadurch nicht in Frage 'gestellt wird. Solche Mutationen 
bedür~en der Bewilligung des Gemeinderates und der Baudirektion. 
Durch diesen Quartierp1an werden die bestehenden Gebäude au~ 
Parzelle A 333 nicht berührt; die bestehenden Gebäude dür~en 
aber auch nicht erweitert werden. 

9. Schlussbestimmungen 

9.1. Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der Quartierplanvorschri~­
ten. Das Baubewilligungsver~ahren gemäss § 22 und § 25 ~~ der 
Vollziehungsverordnung zum Baugesetz bleibt vorbehalten. 

9.2. Alle im Widerspruch zu den Quartierplanvorschri~ten stehenden 
~rüheren Zonenvorschri~tenge1ten als a~gehoben. 

9.3. Die Quartierp1anvorschrif"ten treten mit der Genehmigung durch 
den Regierungsrat in Rechtskra~t. 























Bearbeitung 

Kanton Basel-landschaft 

,5'",'&'01'-"'~ ~ 
Zonenplanung l andsohaft 
Ergänzung zum Zonenreglement, § 37 vom 18.10.1989 

em .'xemplar Inventar Nr. 

Amt für Orts- und Regiona!planun 2/ ZR / 

Gemeinde Allschwil 

1 / 1 

Beschluss des Gemeinderates: 11.12.1991 Namens des Gemeinderates 

Beschluss des Einwohnerrates: 29.04.1992 Der Vize präsident: Der Verwalter: 

Referendumsfrist: 09.06.1992 

Urnenabstimmung : 

Publikation der Planauflage 
im Amtsblatt Nr. 22 vom 27 .05.1992 

Planauflage: 01 .06 .1992 bis 30.06.1992 

Vom Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft 

genehmigt 1 8. Aug. 1992 
mit Beschluss Nr . .e 66) vom -----------------
Publikation des Regierungsratsbeschlusses 

im Amtsblatt Nr. :;>'-/ vom 20 . Rug. A9~ 

Inventar-Nrn. der mutierten Quartierplan-Reglemente und Gesamtüberbauungen: 

Quartierpläne 

- Schlappenmatten 
- Im langen Hag 
- Langenmatten 
- Oberdorf 
- Mühle/Himmclrich 
- Paradies 
- Unlerdorf 
- In den Jucharten 
- Lerchengarlen 
- Rosenbergrain 

'" Ablage heim Kanton nicht vorhanden 

2/QR/1/1 
2/QR/2/l 
2/QR/3/1 
2/QR/4/1 
2/0R/5/2 
2/QR/6/1 
2/QR/7/1 

2/QR/10/1 
2/QR/l1/1 
2/QR/13/1 

Gesamtü berbauungen 

- Birkenzenter 
- Päpstler 
- KimmoAG 
- Basler Leben 
- Bettenacker 
- Lindenstr ./Ulmenstr. 
- Lettenweg 
- Lindenpark 
- Metzgersmatten 
- Spitzgarlcn 
- Schlappenmalten 

'" 
* 

2/Gü/2/1 
* 

2/Gü/6/2 
2/Gü/3/1 
2/Gü/7/1 
2/Gü/9/1 
2/Gü/1/1 
2/Gü/8/1 
2/Gü/5/1 
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Der Einwohnerrat Allschwil erlässt gestützt auf § 4 des Baugesetzes vom 15.06.1967 und 

§ 37 des Zonenreglementes "Siedlung" vom 18.10.1989 folgende 

Ereänzune ziJm Zonenreelement 18iedlune" bezüelich der Quartierplan­

und Gesamtüberbauunesvorschriften: ' 

I. 

1. Die Ergänzungsbestimmungen bezwecken eine Nutzungsfreiheit bei Bauteilen im 

Interesse eines haushälterischen Umgangs mit Energie. 

2. Die Ergänzungsbestimmungen gelten für folgende Area1überbauungen: 

a) Quartierpläne 

- Schlappenmatten, RRB 230 vom 10.01.1972 

- Im langen Hag, RRB 3034 vom 03.10.1972 

- Langenmatten, RRB 15 vom 18.04.1974 

- Oberdorf, RRB 471 vom 03.02.1976 

- Mühle/Himmelrich, RRB 2946 vom 12. 10. 1976/RRB 3822 vom 18.12.1979 

- Paradies, RRB 391 vom 07.02.1978 

. ', - Unterdorf, RRB 3821 vom 18.12.1979 

- In den Jucharten, RRB 1498 vom 17.06.1986 

- Lerchengarten, RRB 1936 vom 28.07.1987 

- Rosenbergrain, RRB 2509 vom 31.07.1990 

b) Gesamtüberbauungen 

- Birkenzenter (1960) 

- Päpstler (1961) 

- Kimmo AG (1963) 

. - Basler Leben (1964) 
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- Bettenacker, RRB vom 28.01. 1964/RRB 2242 vom 27.10.1981 

- Lindenstrasse/Ulmenstrasse (1966) 

- Lettenweg, RRB 164 vom 16.01.1968 

~ Lindenpark, RRB 165 vom 16.01.1968 

- Metzgersmatten, RRB vom 12.03.1968 

- Spitzgarten, RRB 2624 vom 23.09.1969 

- Schlappenmatten , RRB 1001 vom 23.03.1971 

3. Abs. 1 

Nicht zur überbauten Fläche und nicht zur Nutzfläche werden gezählt: 

a) Unbeheizte Windfänge für Hauseingänge bei bestehenden Gebäuden, vor der 

isolierten Gebäudehülle 

- bis zu max. 4 m2 bei Einfamilienhäusern und direkt von aussen zugänglichen 

Wohnungen und Maisonettes, 

- bis zu max. 10 m2 bei Mehrfamilienhäusern. 

b) Aussenisolationen von bestehenden Gebäuden. 

c) Unbeheizte, ganz oder weitgehend mit Isolier- oder Wärmeschutzglas verglaste 

Zwischenklima-Räume (z.B. Wintergärten, Veranden und Balkone) bei bestehen~ 

den und neuen Gebäuden mit max. 15 m2 je Wohnung bzw. Einfamilienhaus, 

wenn 

- Wände und Oeffnungen zwischen den Zwischenklima-Räumen und den dahinter­

liegenden Innenräumen gemäss § 16 BPV vollisoliert sind 

- natürliche Beiüftung und Belichtung gemäss § 18 BPV sowohl für die Zwischen­

klima-Räume als auch die dahinterliegenden Innenräume sichergestellt sind. 

Abs.2 

Die baulichen Massnahmen dürfen das Gesamtbild der Arealüberbauung nicht beein­

trächtigen. Sie sind in ihren wesentlichsten architektonischen Merkmalen und in der 

Grundstruktur, Materialwahl und Farbgebung aufeinander abzustimmen. 
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Abs.3 

Es ist ein für die Area1überbauung verbindlicher Gestaltungsplan mit Angaben über 

Lage, Grässe und Konstruktion der baulichen Massnahmen vorzulegen. 

Abs.4 

Der Gemeinderat erlässt spezifische Gestaltungsrichtlinien und einen entsprechenden 

Gestaltungsplan. In Ausnahmefällen kann aufgrund baulicher Gegebenheiten gering­

fügig von den angeführten Maximalwerten abgewichen werden. 

Abs.5 

Es ist in jedem Fall eine Baubewilligung erforderlich. 

n. 

Dieser Beschluss bedarf der Genehmigung durch den Regierungsrat und wird anschlies­

send vom Gemeinderat in Kraft gesetzt. 


